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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter und Carina Hermann (CDU) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung namens der 
Landesregierung  

Wurden im Zuständigkeitsbereich der Polizeidirektion Lüneburg Polizistinnen rechtswidrig 
bei Beurteilungen bevorzugt? 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter und Carina Hermann (CDU), eingegangen am 07.08.2025 - 
Drs. 19/8031, 
an die Staatskanzlei übersandt am 13.08.2025 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung namens der 
Landesregierung vom 17.09.2025 

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das Politikjournal Rundblick berichtet in seiner Ausgabe am 04.08.2025 von Hinweisen, dass bei 
dienstlichen Beurteilungen Polizistinnen mit Blick auf bessere Beförderungsmöglichkeiten bevorzugt 
werden sollten. Das Verwaltungsgericht Lüneburg habe sich anlässlich einer Klage eines nicht be-
förderten Polizeibeamten mit den Beförderungsentscheidungen befasst und dabei gravierende Män-
gel im abgelaufenen Regelbeurteilungsverfahren festgestellt. So sei bei einer Schulung der Erstbe-
urteiler im Polizeikommissariat Uelzen der Gleichstellungsplan für die Jahre 2024 bis 2026 vorgestellt 
worden. Dabei sei eine Präsentation gezeigt worden, auf der unmissverständlich zu lesen gewesen 
sei, dass bei den Beamten im Statusamt A 10 insgesamt 69 % der Beförderungen an weibliche Be-
werberinnen zu gehen habe und im Statusamt A 11 dann 53 %. Nur so sei eine Gleichstellung zu 
erreichen. 

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung über die vom Verwaltungsgericht Lüne-
burg festgestellten Unregelmäßigkeiten im Rahmen der durchgeführten Regelbeurteilun-
gen für den ehemals gehobenen Dienst im Zuständigkeitsbereich der Polizeidirektion 
Lüneburg? 

Als die Polizeiinspektion Lüneburg/Lüchow-Dannenberg/Uelzen im Mai 2024 acht Personen, sechs 
Männer und zwei Frauen, für eine Beförderung in das Amt der Besoldungsgruppe A 11 auswählte, 
wandten sich drei Mitbewerber aus dem Polizeikommissariat (PK) Uelzen, die nicht zum Zuge ka-
men, an das Verwaltungsgericht Lüneburg und griffen diese Entscheidung im Wege des vorläufigen 
Rechtsschutzes an.  

Das Verwaltungsgericht lehnte die Anträge der unterlegenen Bewerber mit Beschluss vom 
29.01.2025 im Ergebnis ab. Als Begründung stellte es im Wesentlichen fest, dass sich ausschließen 
lasse, dass der jeweilige Antragsteller bei einer erneuten Auswahlentscheidung zum Zuge komme. 
Seine Auswahl erscheine nicht als möglich, denn ausweislich der von der Polizeidirektion übersand-
ten Beförderungsrangfolgeliste seien die Antragsteller nach Einschätzung des Verwaltungsgerichts 
auf dieser von vornherein nicht aussichtsreich platziert gewesen.  

Dennoch stellte das Verwaltungsgericht Bedenken gegenüber den dienstlichen Beurteilungen aus 
dem PK Uelzen fest, die als Grundlage für die getroffenen Auswahlentscheidungen herangezogen 
worden waren. Diese Bedenken gründeten allein auf einer Präsentation, die im Vorfeld der Erstellung 
der Beurteilungen im PK Uelzen gezeigt wurde.  

Die Präsentation enthielt u. a. eine Folie mit hypothetischen Berechnungen zur Erreichung der Ziele 
des gesetzlich vorgeschriebenen Gleichstellungsplans. Die in der Vorbemerkung der Abgeordneten 
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genannte einzelne Seite der Präsentation diente damit nicht einer etwaigen Vorgabe im Beurteilungs-
verfahren, sondern verfolgte das Ziel, die Inhalte des Gleichstellungsplans zu erläutern. 

Nach Einschätzung des Verwaltungsgerichts könne diese jedoch so missverstanden werden, dass 
die Erstbeurteilenden im PK Uelzen dazu aufgefordert worden seien, Frauen besser zu beurteilen 
als Männer. Nach den Beschlüssen des Verwaltungsgerichts bestünden daher Anhaltspunkte, dass 
in dem Verfahren zu den dienstlichen Beurteilungen im PK Uelzen der gesetzliche Rahmen aufgrund 
der Berücksichtigung sachfremder Kriterien, nämlich des Geschlechts, verkannt worden sei. Die Po-
lizeidirektion habe demnach den Nachweis, dass ein Ursachenzusammenhang hinsichtlich der Er-
gebnisse der dienstlichen Beurteilungen der Beamtinnen und Beamten in dem betroffenen PK Uel-
zen zu der gezeigten Präsentation nicht bestehe, nicht erbracht.  

Das Verwaltungsgericht führte im Beschluss ausdrücklich aus, es könne nicht davon ausgegangen 
werden, dass die Präsentation tatsächlich Auswirkungen auf die Erstellung der dienstlichen Beurtei-
lungen der Beamtinnen und Beamten in weiteren Polizeikommissariaten gehabt hätte, da es keine 
Vorgaben der Polizeidirektion zur bevorzugten Beförderung von Frauen gegeben habe.  

Auch eine erfolgte statistische Auswertung der Ergebnisse der dienstlichen Beurteilungen der Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und -beamten der Besoldungsgruppe A 10 im PK Uelzen lässt keine ge-
schlechterbedingten Schwerpunkte erkennen.  

Obwohl die Polizeidirektion Lüneburg im gerichtlichen Verfahren obsiegte, entschied sie sich mit Blick 
auf die getroffenen Feststellungen zur Präsentation, das Beurteilungsverfahren für die betroffenen 
Beamtinnen und Beamten des PK Uelzen neu durchzuführen und die vom Verwaltungsgericht Lüne-
burg bewerteten Beurteilungen aufzuheben. Zu Beginn des neuen Beurteilungsverfahrens hat die 
Polizeidirektion Lüneburg eine erneute Schulung der Erstbeurteilenden durchgeführt. Auswahlent-
scheidungen sowie dienstliche Beurteilungen erfolgen ausschließlich unter Berücksichtigung von 
Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung unter strenger Beachtung des Artikel 33 Abs. 2 des 
Grundgesetzes (GG). 

2. Sofern die Landesregierung Erkenntnisse hat, wie bewertet sie die von dem Verwal-
tungsgericht Lüneburg festgestellten Unregelmäßigkeiten? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 

3. Was genau war auf der im Rundblick zitierten Präsentation zu lesen (bitte die gesamte 
gezeigte Präsentation als Anlage der Antwort beifügen)? 

Die in Rede stehende Präsentation, die im PK Uelzen gezeigt wurde, trägt den Titel „Gleichstellungs-
plan 2024 bis 2026“ und verfolgte den Zweck, im Rahmen eines Planungsgesprächs geschlechter-
spezifische Ausgangsbedingungen und Auswirkungen angemessen zu reflektieren.  

Die Präsentation enthält u. a. die Folie Nr. 10, die mit „Maßnahmen zur Erreichung der Ziele“ betitelt 
ist. Darunter ist auf dieser Folie weiter aufgeführt: „Um die Ziele in A 13 zu erreichen, müssen die 
entsprechenden Frauen in A 12 deutlich besser beurteilt werden, um die Besetzungen auch möglich 
zu machen. Daher ‚Maßstabsüberziehung‘, indem mehr Frauen als Männer entsprechend beurteilt 
werden. Auch im Unterbau zu A 12 (A 11) müssen die Frauen deutlich besser beurteilt werden, daher 
auch hier ‚Maßstabsüberziehung‘, indem mehr Frauen als Männer entsprechend beurteilt werden. In 
A 10 müssen ebenfalls deutlich mehr Frauen besser als Männer beurteilt werden (insbesondere sind 
hier Beurteilungsfehler bezüglich Teilzeitbeschäftigung zu vermeiden). In A 10 müssen 69 % der Be-
förderungen und in A 11  53 % an Frauen gehen.“ 

Im Übrigen handelt es sich bei Kleinen Anfragen zur schriftlichen Beantwortung um eine parlamen-
tarische Interpellationsmöglichkeit, das Recht auf unmittelbare Informationseinsichtnahme ist hiervon 
nicht umfasst.  
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4. Wer hat diese Präsentation erstellt? 

Die Präsentation wurde innerhalb des PK Uelzen erstellt. 

5. Wie bewertet die Landesregierung den Inhalt dieser Präsentation? Hält sie dieses Vor-
gehen für rechtmäßig? 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, diente die Präsentation nicht einer etwaigen Vor-
gabe im Beurteilungsverfahren, sondern verfolgte das Ziel, die Inhalte des Gleichstellungsplans zu 
erläutern. Auswahlentscheidungen sowie dienstliche Beurteilungen erfolgen ausschließlich unter Be-
rücksichtigung von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung unter strenger Beachtung des Arti-
kel 33 Abs. 2 GG. 

Trotz Obsiegen im gerichtlichen Verfahren stellte das Verwaltungsgericht fest, dass das Zeigen der 
Präsentation fehlerhaft war. Die Feststellungen des Verwaltungsgerichts wurden durch die Polizeidi-
rektion Lüneburg unmittelbar berücksichtigt, indem die streitgegenständlichen Beurteilungen aufge-
hoben und neu erstellt wurden. Insbesondere wurde berücksichtigt, dass nach Feststellung des Ver-
waltungsgerichts Lüneburg zumindest der Anschein nicht zu widerlegen war, dass die streitgegen-
ständlichen Beurteilungen unter dem Einfluss der Präsentation erstellt worden waren. Schließlich 
kam es nicht darauf an, ob sich der Eindruck der Präsentation tatsächlich in dem Sinne durchgesetzt 
habe, sondern auf den erweckten Eindruck.  

6. Mit welchen Personen wurde die Präsentation abgestimmt bzw. wer hat diese freigege-
ben? 

Die Präsentation wurde innerhalb des PK Uelzen erstellt. Da die Präsentation lediglich eine visuelle 
Ergänzung des Planungsgesprächs darstellte, war eine weitere Abstimmung mit einer vorgesetzten 
Stelle nicht vorgesehen. 

7. Wo, an welchen Tagen und im Rahmen welcher Veranstaltungen wurde die Präsentation 
gezeigt bzw. verwendet? 

Die Präsentation wurde einmalig am 26.06.2023 im PK Uelzen gezeigt. Anlass war eine Besprechung 
der Erstbeurteilenden des PK Uelzen im Vorfeld des Regelbeurteilungsverfahrens zum Stichtag 
01.09.2023. Auch das Verwaltungsgericht stellte ausdrücklich fest, dass nicht davon auszugehen 
sei, dass die Präsentation auch in den anderen Kommissariaten der PI Lüneburg/Lüchow-Dannen-
berg/Uelzen verwendet worden sein könnte. Es seien keine Anhaltspunkte ersichtlich, dass die Erst- 
und Zweitbeurteiler in den anderen Kommissariaten davon Kenntnis erlangt haben. Das Gericht ging 
somit nicht davon aus, dass die Präsentation Auswirkungen auf die Erstellung der dienstlichen Be-
urteilungen der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten im weiteren Bereich der PI Lüne-
burg/Lüchow-Dannenberg/Uelzen gehabt haben könnte. 

8. Welchen Inhalt hat der im Rundblick zitierte „Gleichstellungsplan für die Jahre 2024 bis 
2026“? 

Der Gleichstellungsplan der Polizeidirektion Lüneburg für den Zeitraum von 2024 bis 2026 wurde 
gemäß § 15 Abs. 1 des Niedersächsischen Gleichberechtigungsgesetzes erstellt. Er enthält Angaben 
zur Personalstruktur mit einer Feststellung zur Unterrepräsentanz (gegliedert nach Polizeivollzugs-
dienst und Verwaltung - Beamtinnen und Beamte sowie Tarifbeschäftigte), eine Bestandsaufnahme 
freiwerdender Stellen bzw. einer Fluktuationsanalyse, Ziele und Maßnahmen zum Abbau von Unter-
repräsentanzen sowie Ziele und Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
Familienarbeit. Die vorgeschlagenen Maßnahmen erstrecken sich dabei von personellen Maßnah-
men, wie der chancengerechten Personalentwicklung, Sensibilisierung von Führungskräften im Hin-
blick auf die Chancengleichheit über organisatorische Maßnahmen wie die Verbesserung von Ar-
beitsbedingungen (Arbeitszeit, flexible Schichtdienstmodelle) oder der Kinderbetreuung.  

(Verteilt am      ) 


